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Beschlüsse des Klimakabinetts: Gute Ansätze aber noch umfassende Lö-
sung für die Finanzierung der Klimaziele im Gebäudebereich 

Die Bundesregierung hat in Berlin die Beschlüsse des Klimakabinetts präsentiert. Danach soll der 
CO2-Ausstoß ab 2021 bepreist werden. Heizöl und Erdgas werden mehr kosten. Neue Ölheizun-
gen sollen ab 2026 weitgehend verboten, aber deren Austausch mit 40 Prozent Zuschuss geför-
dert werden. Für energetische Sanierungsmaßnahmen soll eine steuerliche Förderung eingeführt, 
die Förderung der KfW-Effizienzhäuser um 10 Prozentpunkte angehoben und für Wohnungsun-
ternehmen teilweise direkte Zuschüsse gewährt werden. Die geltenden energetischen Standards 
für Neubau und Modernisierung sollen 2023 überprüft werden. Desweiteren soll eine Verbesse-10 
rung der Rahmenbedingungen für Mieterstrom geprüft und die KWK-Förderung bis 2030 verlän-
gert werden. 

Dazu Axel Gedaschko, Präsident des Spitzenverbandes der Wohnungswirtschaft GdW: 

"Die Eckpunkte für das Klimaschutzprogramm beinhalten viele gute Aspekte, die den Woh-
nungsunternehmen helfen werden. Es kommt jetzt darauf an, wie und wie schnell diese umge-
setzt werden können.  

Die offene Flanke bleibt aber weiterhin die Frage, wie die Wohnungsunternehmen wirtschaft-
lich und sozialverträglich mehr energetisch modernisieren können. Angesichts des riesigen Fi-
nanzdeltas und der starken Diskussion um das bezahlbare Wohnen hilft eine Förderung durch 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) hier nur begrenzt. 20 

Wichtig ist es außerdem, dass die nun geplante steuerliche Förderung der energetischen Sa-
nierung durch eine Zuschussvariante ergänzt wird, damit die Wohnungsunternehmen diese 
überhaupt nutzen können. Wir gehen davon aus, dass allein für die vermieteten Gebäude in 
Deutschland 6 Milliarden Euro jährlich notwendig wäre, um die Klimawende im Gebäudebe-
reich zu schaffen. Die heutigen Beschlüsse bergen viele gute Ansätze, reichen aber noch 
nicht dazu aus, die Klimaziele vollständig zu erreichen.“ 

Der GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen vertritt als größter deutscher 

Branchendachverband bundesweit und auf europäischer Ebene rund 3.000 kommunale, genossenschaftli-

che, kirchliche, privatwirtschaftliche, landes- und bundeseigene Wohnungsunternehmen. Sie bewirtschaften 

rd. 6 Mio. Wohnungen, in denen über 13 Mio. Menschen wohnen. Der GdW repräsentiert damit Woh-30 
nungsunternehmen, die fast 30 Prozent aller Mietwohnungen in Deutschland bewirtschaften. 


